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Patric Urbaneck*

Unternehmerischer Ehrschutz?

Ehre ist ein tragendes Element menschlicher Individu-
alität.1 Über den Begri! und seine Bedeutung wird seit 
Jahrhunderten in allen gesellscha"swissenscha"lichen 
Disziplinen gestritten. An dieser Stelle soll weder ein 
spezieller Ehrbegri! aufgegri!en, noch ein solcher ab-
schließend de#niert werden. Auch die Rechtsordnung 
setzt Ehre als gegeben voraus. Viel bedeutender ist die 
Unterscheidung zwischen Ehre und Reputation.2 Bei-
des schützt den/die Einzelne/n vor Herabwürdigungen 
im weitesten Sinne. Während die Ehre jedoch ein jedem 
Menschen innewohnendes Persönlichkeitsgut ist, meint 
Reputation das soziale Ansehen, den guten Ruf.3 Repu-
tation kann durch Eigenleistung hinzugewonnen und 
wieder verloren werden. Es scheint, als würde der Un-
terschied zwischen Ehre und Reputation in der rechts-
wissenscha"lichen Erörterung viel zu selten beachtet. 
Es wird sich zeigen, dass nicht nur tatsächlich, sondern 
auch rechtlich Unterschiede bestehen, wenn im konkre-
ten Fall nur Reputations- statt Ehrschutz einschlägig ist.

Zunächst soll kritisch betrachtet werden, wie die Ehre 
als besonderes Persönlichkeitsrecht insbesondere von 
den Zivilgerichten geschützt wird, wobei auch die ver-
fassungsrechtliche Verankerung in den Blick zu nehmen 
ist. Sodann wird gezeigt, dass bei einer konsequenten 
Trennung zwischen Ehr- und Reputationsschutz letzte-
rer – dogmatisch eindeutiger – unter die Schutzbereiche 
spezieller Freiheitsrechte gefasst werden kann.

I. Ehrschutz als besonderes Persönlichkeitsrecht

Nach der wohl überwiegenden Au!assung ist das Recht 
der persönlichen Ehre ein besonderes Persönlichkeits-
recht.4 Verfassungsrechtlich wird es nach herrschen-
der Au!assung aus einer Kombination von Art. 2 I GG 
i. V. m. 1 I GG abgeleitet.5 Art. 2 I GG stellt dabei die ei-
gentliche dogmatische Verankerung dar, wobei der Men-
schenwürdesatz schutzbereichsverstärkend wirkt.6

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg.
1 Peter J. Tettinger, Die Ehre – ein ungeschütztes Verfassungsgut?, 
1995, S. 11.
2 S. zur rechtlichen Betrachtung der Reputation, hingegen ohne ge-
naue Abgrenzung zur Ehre, auch Ansgar Koreng, Das „Unternehmens-
persönlichkeitsrecht“ als Element des gewerblichen Reputationsschut-
zes, GRUR 2010, S. 1065 !.
3 Duden, Band 5, Das Fremdwörterbuch, 10. Au$. 2010, Stichwort: 
Reputation.
4 Nachweise bei Hanno Kube, in: Isensee u. a. (Hg.), Handbuch des 
Staatsrechts, 3. Au$. 2009, § 148 Rn. 60.
5 Wolfgang Schulz, in: Paschke u. a. (Hg.): Hamburger Kommentar 
Gesamtes Medienrecht, 2008, 5. Abschnitt Rn. 56. 
6 Lothar Michael/Martin Morlok, Grundrechte, 2. Au$. 2010, Rn. 421.

1. Zivilrechtlicher Ehrschutz
Die Zivilrechtsprechung hat das allgemeine Persönlich-
keitsrecht als sonstiges Recht i. S. d. § 823 I BGB aner-
kannt.7 Diese zivilrechtliche Norm ist – von der Verfas-
sungsrechtsprechung gebilligt – ein allgemeines Gesetz 
i. S. d. Art. 5 II GG und damit fähig, die Meinungsfrei-
heit einzuschränken.8 Insoweit wird infolge der zivilge-
richtlichen Anerkennung ein Verfassungsgut gewohn-
heits- und richterrechtlich zu einem im Rechtsverkehr 
von jedermann zu achtenden Recht erklärt.9

Der Begri! Ehre wurde gesetzlich nicht de#niert und 
taucht auch heute nicht im BGB auf. Der Versuch einer 
Kodi#zierung des Ehrschutzes stand jedoch mehrmals 
auf der Agenda. Ursprünglich sollte der Ehrbegri! in die 
Enumeration des § 823 I BGB aufgenommen werden.10 
Ein zweiter Anlauf erfolgte im Jahr 1959 durch einen 
umfassend begründeten Regierungsentwurf auf Emp-
fehlung des 42. Deutschen Juristentages. Der einfachge-
setzliche Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 
sollte in das Namensrecht des BGB inkorporiert werden, 
wodurch die noch junge höchstrichterliche Rechtspre-
chung zum Schutz des Persönlichkeitsrechts Gesetzes-
recht geworden wäre. Zuletzt wurde – auf erneute Emp-
fehlung des DJT11 – ein weiterer Versuch unternommen, 
das Persönlichkeitsrecht und explizit auch den Ehrbe-
gri! in § 823 I BGB aufzunehmen. Bekanntlich sind 
sämtliche Normierungsversuche gescheitert. Die Recht-
sprechung ließ sich dennoch nicht abhalten, das allge-
meine Persönlichkeitsrecht richterrechtlich fortzubilden. 
Schließlich wurde im Herrenreiter-Urteil sogar eine bil-
lige Entschädigung in Geld, mithin das Schmerzensgeld, 
für die Verletzung von Persönlichkeitsrechten zugespro-
chen.12 Das Urteil bezieht sich dabei explizit auf das Per-
sönlichkeitsrecht, welches der Senat von Art. 1 I, 2 I GG 
geschützt sieht.

2. Verfassungsrechtliche Verankerung des 
Ehrschutzes
Zwar ist, wie eingangs dargestellt, die Ehre als Teil des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts anzusehen. Die Ver-
ortung der Ehre in diesem weitgespannten Rahmen-
recht ist jedoch unscharf. Klarheit entsteht, wenn die 

7 BGH vom 25.05.1954, BGHZ 13, 334 (338) – Leserbriefe.
8 BVerfG vom 14.02.1973, BVerfGE 34, 269 (282) – Soraya.
9 Zur Wirkung gegenüber jedermann Hartwig Sprau, in: Palandt, 
BGB, 70. Au$. 2011, § 823 Rn. 84.
10 Mot. 2, 728.
11 Verhandlungen des 45. DJT in Karlsruhe 1964, Band II (Sitzungs-
berichte), Teil C, S. 127.
12 BGH vom 14.02.1958, BGHZ 26, 349–359 – Herrenreiter.
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Betrachtung ausgehend vom sog. postmortalen Persön-
lichkeitsrecht angestellt wird. Dieses ist nach der wohl 
allgemeinen Au!assung ausschließlich in Art. 1 I GG, 
dem Menschenwürdesatz, verankert.13 Geschützt wird 
zweierlei: Der allgemeine Achtungsanspruch, der jedem 
Menschen kra" seines Person-seins zusteht und ihn ins-
besondere vor Herabwürdigungen und Erniedrigungen 
schützt sowie der soziale Geltungswert, den die Person 
durch ihre eigene Lebensleistung erworben hat. Man 
könnte also von einem geborenen und einem erworbenen 
Element sprechen. Tatsächlich entspricht nur das gebo-
rene Element der Ehre im engeren Sinne. Der erworbene 
Teil des Persönlichkeitsrechts bildet die Reputation sei-
ner Träger/innen ab. Beide Elemente werden nur vor be-
sonders schweren Entstellungen geschützt.14 Allerdings 
sind diese zwei materiellen Gehalte des postmortalen 
Persönlichkeitsrechts zugleich diejenigen, die auch den 
lebenden Menschen im Rahmen des allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechts vor Herabwürdigungen schützen sol-
len. Folglich können die materiellen Gehalte der gebore-
nen Ehre ausschließlich aus Art. 1 I GG gezogen werden. 
Es ist richtig, dass das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
strikt von der Menschenwürde zu trennen ist.15 Aller-
dings bedeutet ein dogmatisches Verständnis, das den 
Schutzgrund der Ehre als besonderes Persönlichkeits-
recht in Art. 1 I GG verwurzelt sieht,16 längst nicht die 
Vermengung dieses Freiheitsrechts mit der Menschen-
würde.

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht schützt die Ehre im 
Grunde nicht anders als das ausschließlich aus der Men-
schenwürde hergeleitete postmortale Persönlichkeits-
recht. Dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht liegt ein 
anspruchsvolles, intrinsisches Verständnis zu Grunde.17 
Teils wird es in ein statisches und ein dynamisches Ele-
ment aufgeteilt. Das statische Element gewähre das Recht, 
allein gelassen zu werden, während das dynamische Ele-
ment die Möglichkeit sichert, die Fähigkeiten und Mög-
lichkeiten jedes und jeder Einzelnen zu sichern und – 
explizit – Fehlvorstellungen entgegenzuwirken, die über 
ihn/sie als Grundrechtsträger/in entstanden oder in Um-
lauf gebracht worden sind.18 Die Ähnlichkeiten zwischen 
allgemeinem und postmortalem Persönlichkeitsrecht 
treten deutlicher hervor, wenn in Außen- und Innenge-
richtetheit unterschieden wird. Bei der Innengerichtet-
heit wird der/die Einzelne davor geschützt, dass ihm/ihr 
naturgegebene Freiräume genommen werden, in die nicht 

13 BVerfG vom 24.02.1971, BVerfGE 30, 173 (194) – Mephisto; Diet-
rich Murswiek, in: Sachs (Hg.), GG, 5. Au$. 2009, Art. 2 Rn. 78 m. w. N.
14 Frank Fechner, Medienrecht, 12. Au$. 2011, Kap. 4, Rn. 95 f.
15 Lothar Michael/Martin Morlok, Grundrechte, 2. Au$. 2010, Rn. 420.
16 So wohl auch Horst Dreier, in: Dreier, GG, 2. Au$. 2004, Bd. 1, 
Art. 2 I Rn. 68, der den Menschenwürdesatz als „programmatische 
Leit- und Auslegungsrichtlinie“ sieht.
17 Lothar Michael/Martin Morlok, Grundrechte, 2. Au$. 2010, Rn. 419.
18 Axel Beater, Medienrecht, 2007, Rn. 334.

eingegri!en werden darf.19 Dieses Naturgegebene gleicht 
dem allgemeinen Achtungsanspruch, der jeder Person 
zukommt und damit der Ehre. Beides meint einen ein-
gri!sfreien Raum, der nicht erst erworben bzw. erkämp" 
werden muss. Dass dieser im Rahmen des postmortalen 
Persönlichkeitsrechts unantastbar ist und bei lebenden 
Personen eine grundsätzliche Einschränkbarkeit durch 
Heranziehung des Art. 2 I GG erhält, liegt daran, dass 
lebende Personen eine Steuerungsmöglichkeit besitzen, 
wie sie mit diesem grundsätzlich eingri!sfreien Raum 
umgehen. Diese Steuerungsfähigkeit endet erst mit dem 
Tod. Bei der Außengerichtetheit handelt es sich letztlich 
um das Ansehen des/der Einzelnen in den Augen Dritter 
bzw. in der Gemeinscha".20 Auch hier wird die sachliche 
Nähe zum erworbenen Element des postmortalen Per-
sönlichkeitsrechts, mithin der Reputation, o!enkundig. 
Somit stimmen die Schutzgegenstände des allgemeinen 
sowie des postmortalen Persönlichkeitsrechts prinzipiell 
überein. Dies muss sich insbesondere auf den Schutz der 
Ehre auswirken.

3. Strafrechtlicher Ehrschutz
Das Strafrecht schützt nicht das allgemeine Persönlich-
keitsrecht in Gänze, sondern allein die Ehre als besonde-
res Persönlichkeitsrecht.21 Die Beleidigungsdelikte sind 
als Schutzgesetze i. S. d. § 823 II BGB anzusehen. Das 
Wort Ehre taucht in den Vorschri"en der §§ 185 !. StGB 
nicht auf, obwohl die Ehre als geschütztes Rechtsgut in-
soweit anerkannt ist.22 Sie wird hingegen in § 34 StGB 
neben Leben, Leib, Freiheit und Eigentum als notstands-
fähig erwähnt.

Der strafrechtliche Ehrbegriff wurde und wird maß-
geblich durch die höchstrichterliche Rechtsprechung 
konturiert und dabei bis heute von mehr als 60 Litera-
turmeinungen beein$usst.23 Der Ehrbegri! sieht sich als 
im Gesamtrechtssystem grundsätzlich eigenständig an, 
wenngleich sowohl die Kommentarliteratur als auch die 
Rechtsprechung wegen der Verfassungsgebundenheit der 
Ehre auf das allgemeine Persönlichkeitsrecht aus dem 
Verfassungsrecht rekurrieren.24 Im Strafrecht ist aner-
kannt, dass auch Kollektive wie Verbände und Personen-
gemeinscha"en beleidigungsfähig sind.25

19 Philip Kunig, in: v. Münch/Kunig, GG, 5. Au$. 2000, Bd. 1, Art. 2 
Rn. 32 („Sphäre der Intimität“); BVerfG vom 14.02.1973, BVerfGE 34, 
269 (281) – Soraya („Bereich, in dem er allein zu bleiben, seine Ent-
scheidungen in eigener Verantwortung zu tre!en und von Eingri!en 
jeder Art nicht behelligt zu werden wünscht“).
20 Axel Beater, Medienrecht, 2007, Rn. 335.
21 OLG Hamm vom 06.05.2010, NStZ 2011, 42 (44).
22 Hans-Joachim Rudolphi/Klaus Rogall, in: Rudolphi u. a. (Hg.), SK-
StGB, 4. Au$. 2011, vor § 185 Rn. 1.
23 Nach Hans-Joachim Rudolphi/Klaus Rogall, in: Rudolphi u. a. 
(Hg.), SK-StGB, 4. Au$. 2011, vor § 185 Rn. 1.
24 !omas Fischer, StGB, 58. Au$. 2010, vor §§ 185 !. Rn. 5; BGH 
(Großer Senat) vom 18.11.1957, BGHSt 11, 67 (70).
25 Jürgen Regge, in: MüKo, StGB, Bd. 3, 2003, § 185 Rn. 46 !.
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Unabhängig davon, auf welchen der vielen strafrechtli-
chen Ehrbegri!e abgestellt wird, ergibt sich der Befund, 
dass die heute vertretenen De#nitionen sich aus einem 
normativen und einem empirischen Element zusammen-
setzen.26 Dabei fällt eine Nähe zu den bereits genannten 
Elementen auf, die das postmortale Persönlichkeitsrecht 
bilden sollen. So entspricht das normative Element in 
etwa dem, was hier als geboren bezeichnet wird und er-
kennt den einem Menschen stets zukommenden und so-
zial zu achtenden Geltungswert als Teil des Ehrschutzes 
an.27 Das empirische Element entspricht letztlich dem, 
was hier als erworben bezeichnet wird, z. B. der gute Ruf 
in seiner realen Existenz28 oder alles, was als verdienst-
lich29 bezeichnet werden kann. Einige Autoren der straf-
rechtlichen Literatur beziehen sich bei der De#nition 
jenes empirischen Elements sogar ausdrücklich auf die 
Rechtsprechung des BVerfG.30

II. Herabwürdigungsschutz juristischer 
Personen

Unabhängig davon, ob der Schutzgrund der Persön-
lichkeitsrechte und auch der Ehre in Art. 2 I GG oder 
Art. 1 I GG gesehen wird, müsste eine Erstreckung auf 
juristische Personen ausscheiden, da der Menschenwür-
desatz in untrennbarem Bezug zum Art. 2 I GG steht. 
Einer juristischen Person dür"e daher verfassungsrecht-
lich eigentlich kein Ehrschutz zukommen. Wie es ihr an 
Menschenwürde fehlt, so fehlt es ihr auch an Ehre. Eine 
grundrechtstypische Gefährdungslage i. S. v. Art. 19 III 
GG liegt nicht vor. Das Bundesverfassungsgericht hat 
sich zwar bisher nicht dazu veranlasst gesehen, zur Fra-
ge, ob das allgemeine Persönlichkeitsrecht in Gänze 
auf juristische Personen anwendbar ist, Stellung zu be-
ziehen. Dennoch seien einzelne, besondere Persönlich-
keitsrechte auf juristische Personen übertragbar, wobei 
grundrechtsdogmatisch insoweit nur Art. 2 I GG heran-
zuziehen sei.31 Die Zivilgerichte gehen indes weiter: Auch 
juristischen Personen wird durch die Rechtsprechung 
der Zivilgerichte, trotz der hier skizzierten Bedenken, 
einfachgesetzlich ein Schutz vor Ehrverletzungen zu-
gesprochen. Dieses Ergebnis wird auf unterschiedliche 
Wege erreicht. Teilweise wird bei der Herabwürdigung 
von Unternehmen das Recht am eingerichteten und aus-
geübten Gewerbebetrieb, ein Rahmenrecht i. S. d. § 823 I 
BGB, als einschlägig angesehen.32 Alternativ wird der 

26 !omas Fischer, StGB, 58. Au$. 2010, vor § 185 Rn. 4.
27 Rainer Zaczyk, in: Kindhäuser u. a. (Hg.), Nomos Kommentar zum 
StGB, 2. Au$. 2005, Bd. 2, vor §§ 185 !. Rn. 5.
28 !eodor Lenckner/Jörg Eisele, in: Schönke/Schröder, StGB, 28. Au$. 
2010, vor § 185 Rn. 1.
29 Rainer Zaczyk, in: Kindhäuser u. a. (Hg.), Nomos Kommentar 
zum StGB, 2. Au$. 2005, Bd. 2, vor §§ 185 !. Rn. 6.
30 Harro Otto, Grundkurs Strafrecht. Die einzelnen Delikte, 7. Au$. 
2005, § 31, Fn. 3 zu Rn. 3.
31 BVerfG vom 09.10.2002, BVerfGE 106, 28 (43 f.) – Mithörvorrich-
tung.
32 BGH vom 07.02.1984, BGHZ 90, 113 (121 f. m. w. N.).

Schutz erreicht, indem das allgemeine Persönlichkeits-
recht in Form eines sog. Unternehmenspersönlichkeits-
rechts vollständig auf juristische Personen übertragen 
wird.33 Mittlerweile ist der Begri! des Unternehmen-
spersönlichkeitsrechts sogar in der Instanzrechtspre-
chung etabliert.34 Zuletzt wird zivilrechtlicher Ehrschutz 
dadurch erreicht, dass als Anspruchsgrundlage die als 
Schutzgesetz i. S. d. § 823 II BGB geltenden strafrechtli-
chen Beleidigungsdelikte herangezogen werden.35

Auch die Zivilgerichte können sich der Erkenntnis nicht 
verschließen, dass Ehre und Reputation nicht gleichbe-
deutend sind. Juristische Personen sind Zweckschöpfun-
gen des Rechts. Ehre kann ihnen mangels Persönlich-
keit, die hier im Sinne einer Menschlichkeit und weniger 
im Sinne einer Rechtspersönlichkeit verstanden werden 
muss, nicht zukommen. Wird konsequent die Trennung 
zwischen Ehre und Reputation beachtet, so fällt auf, dass 
spezi#sch unternehmerischer Ehrschutz immer Reputa-
tionsschutz bedeuten muss.

1. Unternehmerischer Reputationsschutz als 
Ausfluss der Berufsfreiheit
Führt man die Trennung zwischen Ehre und Reputation 
konsequent fort, stellt sich die Frage, an welchem Frei-
heitsrecht die Reputation zu messen ist. Die allgemeine 
Lebensleistung einer natürlichen Person wird von dem 
bestimmt, was sie durch ihr gesteuertes Handeln erreicht. 
Rechtlich wird dies – die allgemeine Reputation – von 
der allgemeinen Handlungsfreiheit des Art. 2 I GG ab-
gebildet. Unternehmerisches Handeln, mithin die unter-
nehmerische Reputation, wird hingegen von der Berufs-
freiheit des Art. 12 I GG erfasst.36

Ein Schutzziel der Berufsfreiheit ist die wirtscha"liche 
Entfaltung der Persönlichkeit.37 Im Gegensatz zu den eu-
ropäischen Grundfreiheiten rekurriert das Grundgesetz 
erkennbar auf die Persönlichkeit des/der Einzelnen,38 
denn grundsätzlich sind Grundrechtsträger/innen allein 
Menschen.39 Die starke Persönlichkeitsbezogenheit der 
Berufsfreiheit kann auch historisch und philosophisch 
erklärt werden: Die Berufs- und Gewerbefreiheit ist dem-
nach ein wesentliches Mittel zur Selbstverwirklichung 

33 BGH vom 26.06.1981, BGHZ 81, 75 (78); einschränkend dagegen 
BGH vom 03.06.1986, BGHZ 98, 94 (97).
34 OLG Hamburg vom 10.04.2007, NJOZ 2007, 2695–2704; OLG 
Hamburg vom 16.12.2008, NJW 2009, 1510–1515; LG Köln vom 
18.11.2009, NJOZ 2010, 1233 (1234); zurückhaltender OLG Köln vom 
19.12.2006, NJW-RR 2007, 698 (701).
35 OLG Düsseldorf vom 08.11.2006 – 15 U 100/06, BeckRS 2007, 
06187.
36 So i.E. auch Ansgar Koreng, Das „Unternehmenspersönlichkeits-
recht“ als Element des gewerblichen Reputationsschutzes, GRUR 2010, 
S. 1065 (1067).
37 Lothar Michael/Michael Morlok, Grundrechte, 2. Au$. 2010, Rn. 335.
38 Manfred Gubelt, in: v. Münch/Kunig, GG, 5. Au$. 2000, Bd. 1, 
Art. 12 Rn. 2; Lothar Michael/Martin Morlok, Grundrechte, 2. Au$. 
2010, Rn. 335.
39 Michael Sachs, in: ders. (Hg.), GG, 5. Au$. 2009, Art. 19 Rn. 10.
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des Menschen.40 Von der Berufsfreiheit geschützt ist die 
wirtscha"liche Entfaltung in einem umfassenden Sin-
ne. Die Berufsfreiheit gewährt kein uneingeschränktes 
unternehmerisches Selbstdarstellungsrecht, wie auch das 
allgemeine Persönlichkeitsrecht ein uneingeschränktes 
personales Selbstdarstellungsrecht nicht kennt.41 Diejeni-
gen, die sich unternehmerisch betätigen, treten bewusst 
in die Ö!entlichkeit und setzen sich der Kommunika-
tion und damit auch möglicher Kritik aus.42 Hingegen 
erlaubt die ö!entliche Kritik nicht die Verbreitung in-
haltlich unzutre!ender Informationen oder Wertungen, 
die auf sachfremden Erwägungen beruhen bzw. herab-
setzend formuliert sind.43 Derlei faktische Beeinträchti-
gungen können durch Äußerungen privater Dritter ein-
treten, die ein (Zivil-)Gericht dann in Anerkennung der 
mittelbaren Drittwirkung entsprechend sanktionieren 
müsste.44

Ein Schutz vor Herabwürdigung muss also nicht not-
wendigerweise aus der Menschenwürde direkt resultie-
ren. Gilt es, den unternehmerischen Ruf zu schützen, ist 
Art. 12 I GG als lex specialis heranzuziehen. Dadurch 
wird ein Rückgri! auf den Ehrschutz aus dem unbe-
nannten Freiheitsrecht des allgemeinen Persönlich-
keitsrechts und letztlich aus Art. 1 I GG entbehrlich. In 
einem so verstandenen Sinne kann daher von unterneh-
merischem Reputationsschutz gesprochen werden. Dies 
gilt nicht nur für juristische Personen, die unter Hinzu-
ziehung von Art. 19 III GG am Grundrechtsschutz teil-
nehmen. Auch natürliche Personen genießen, soweit sie 
unternehmerisch tätig sind, Reputationsschutz aus der 
Berufsfreiheit des Art. 12 I GG.

Abzulehnen ist daher die Au!assung, das Recht am ein-
gerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb sei bei rufs-
chädigenden, unternehmensbezogenen Äußerungen 
einschlägig. Das Recht am eingerichteten und ausgeüb-
ten Gewerbebetrieb ist nach Au!assung des BGH45 und 
einem Großteil der Literatur46 verfassungsrechtlich vom 
Schutzbereich des Art. 14 GG umfasst. Lediglich das 
BVerfG hat diese Frage bisher unbeantwortet gelassen.47 
Es soll die Gesamtheit der sachlichen, persönlichen und 
sonstigen Mittel, die in der Hand des/der Betriebsinha-
ber/in zu einem einheitlichen Organismus zusammen-

40 Friedhelm Hufen, Staatsrecht II, 2. Au$. 2009, § 35 Rn. 1.
41 BVerfG vom 26.06.2002, BVerfGE 105, 252 (266) – Glykol.
42 BVerfG a. a. O.
43 BVerfG vom 28.07.2004, BVerfGK 3, 337 (343); BVerfG vom 
08.05.2007, NJW 2008, 358 (359).
44 BVerfG vom 28.07.2004, BVerfGK 3, 337 (341 f. u. 343).
45 BGH vom 28.01.1957, BGHZ 23, 157 (162 f.); BGH vom 30.09.1967, 
BGHZ 67, 190 (191 !.); BGH vom 04.06.1981, BGHZ 81, 21 (33).
46 Hans-Jürgen Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Stand: 2011, Art. 14 
Rn. 95 !.; Brun-Otto Bryde, in: v. Münch/Kunig, GG, 5. Au$. 2000, 
Bd. 1, Art. 14 Rn. 18 !.; beide jeweils m. w. N.
47 BVerfG vom 23.01.1990, BVerfGE 81, 208 (227 f.); BVerfG vom 
26.06.2002, BVerfGE 105, 252 (278).

gefasst sind, schützen.48 Dies sind allein die rechtlich 
abgesicherten Ausstrahlungen des Betriebs.49 Reputati-
on kann zwar als erworben bezeichnen werden. Im Ge-
gensatz zur Mittelgesamtheit fehlt es ihr aber erkennbar 
an einer irgendwie gearteten, materiellen Grei%arkeit. 
Wird bedacht, dass Zivilgerichte vereinzelt die Herab-
würdigung von Unternehmen als Eingri! in den einge-
richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb ansehen, ist 
die Zurückhaltung des BVerfG hinsichtlich der Aner-
kennung dieses Rechts als von Art. 14 GG umfasst ein-
leuchtend.

Werden Produkte und Dienstleistungen ö!entlich kri-
tisiert, so beschneidet die Kritik allenfalls den unter-
nehmerischen Geltungswert, der durch das Wirken am 
Markt aufgebaut wurde. In diesen Fällen ist stets der im 
Gegensatz zum allgemeinen Persönlichkeitsrecht schwä-
chere Art. 12 I GG heranzuziehen. Selbst ein Boykott, 
der sich gegen das Unternehmen als solches richtet, zielt 
genau genommen nur auf eine Verhinderung des unter-
nehmerischen Wirkens ab. Es sind kaum Fälle denkbar, 
in denen sich eine pauschale Schmähung, soweit sie sich 
gegen Wirtscha"sunternehmen richtet, nicht gegen die 
von Art. 12 I GG geschützte Unternehmenstätigkeit wen-
det. Richtet sich eine scharfe Kritik gegen juristische Per-
sonen letztlich gegen einzelne Personen, die hinter ihr 
stehen, sind diese als Privatpersonen dazu berufen, sich 
zu wehren. Für eine Erstreckung des echten Ehrschutzes 
auf Unternehmen bleibt damit weder eine Möglichkeit 
noch ein probater Anwendungsbereich.

2. Schutz juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts
Ein klassisches Problem der Grundrechtslehre ist die 
Frage, inwieweit auch juristische Personen des ö!entli-
chen Rechts am Schutz der Grundrechte teilhaben kön-
nen. Literatur und Rechtsprechung sind sich zumindest 
im Grundsatz einig, dass juristischen Personen zwar der 
Schutz der grundrechtsgleichen Rechte aus Art. 101 I, 
103 I GG zustehen kann. Darüber hinaus seien sie al-
lerdings nicht grundrechtsberechtigt.50 Der Staat könne 
nicht gleichzeitig Adressat und Berechtigter der Grund-
rechte sein. Grundrechtsberechtigung und Grundrechts-
verp$ichtung würden zusammentre!en (sog. Konfusi-
onsargument). Ferner handeln juristische Personen des 
ö!entlichen Rechts allesamt aufgrund gesetzlicher Zu-
ständigkeiten. Wenn diese durch andere Staatsorgane 
verletzt werden, soll es sich daher um Kompetenzkon-
$ikte im weitesten Sinne handeln. Von diesem Grund-
satz könnten allenfalls dann Ausnahmen gemacht 

48 Hans-Jürgen Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Stand: 2011, Art. 14 
Rn. 96.
49 Brun-Otto Bryde, in: v. Münch/Kunig, GG, 5. Au$. 2000, Bd. 1, 
Art. 14 Rn. 20.
50 Vgl. statt vieler Karl-Heinz Ladeur, Alternativkommentar zum 
GG, 2. Au$. 1989, Bd. 1, Art. 19 IV Rn. 60.
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werden, wenn und soweit eine grundrechtstypische Ge-
fährdungslage auch bei der juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts gegeben ist. Das BVerfG sieht daher 
z. B. Universitäten und Fakultäten als vom Schutzbereich 
der Wissenscha"sfreiheit umfasst an.51 Genauso verfuhr 
es bei Rundfunkanstalten in Bezug auf die Rundfunk-
freiheit52 und ö!entlich-rechtlich organisierten Religi-
onsgesellscha"en in Bezug auf die Religionsfreiheit.53

Was bedeutet dies für den Ehr- oder Reputationsschutz? 
Liegt eine grundrechtstypische Gefährdungslage vor, 
wenn eine juristische Person des ö!entlichen Rechts he-
rabgewürdigt wird? Kann sie in ihrem sozialen Geltungs-
bereich betro"en sein? Die Aussage, eine juristische Per-
son könne Ehre besitzen, scheint befremdlich. Sicherlich 
bedarf es auch hier der Betrachtung eines jeden Einzel-
falles. Der BGH bejahte unlängst einen Quasi-Ehrschutz 
des Bundeskriminalamts.54 Anders als bei juristischen 
Personen des Privatrechts argumentiert der BGH hier 
nicht mit einer Betro!enheit eines sozialen Geltungsan-
spruchs der Behörde, sondern mit einer schwerwiegen-
den Beeinträchtigung ihrer Funktion.55 Der Sache nach 
ging es daher ebenfalls um nichts anderes als Reputa-
tions- anstatt Ehrschädigung. Dass in der Kollektivbe-
leidigung der Bundeswehr im Grunde eine Funktionsbe-
einträchtigung der Institution und keine Ehrverletzung 
der Institutionsmitglieder lag, ließ das BVerfG auch an 
anderer Stelle durchblicken.56

Ob die Entscheidung des BGH zum Anspruch des BKA 
auf Unterlassung und Richtigstellung in der Sache über-
zeugend ist, soll hier nicht Gegenstand der Erörterung 
sein.57 Jedenfalls muss bezweifelt werden, dass der kon-
krete Abwägungsvorgang, der sich dem üblichen presse-
rechtlichen Schema Meinungsfreiheit versus Persönlich-
keitsschutz bedient, überzeugend ist.

III. Zusammenfassung und Konsequenzen

Die von Wirtscha"ssubjekten aller Art ausgeführte Tä-
tigkeit, das Au"reten am Markt und der Hinzugewinn 
von Reputation, der letztlich durch unternehmerisches 
Tätigwerden geschieht, unterliegt dem Schutz der Be-
rufsfreiheit. Es ist nur naheliegend, natürlichen – im 
Rahmen ihrer einzelgewerblichen Tätigkeit – wie juristi-
schen Personen einen spezi#sch-unternehmerischen Re-

51 BVerfG vom 02.05.1967, BVerfGE 21, 362 (373 f.).
52 BVerfG vom 27.07.1971, BVerfGE 31, 314 (321) – 2. Rundfunkent-
scheidung. 
53 BVerfG vom 28.04.1965, BVerfGE 19, 1 (5).
54 BGH vom 22.04.2008, BGHZ 176, 175–191.
55 BGH vom 22.04.2008, BGHZ 176, 175–191. 
56 BVerfG vom 10.10.1995, BVerfGE 93, 266 (293) – Soldaten sind 
Mörder.
57 Siehe hierzu z. B. Georgios Gounalakis, Besprechung des BGH-Ur-
teils vom 22.04.2008, in: LMK 2008, II, 53–54.

putationsschutz aus Art. 12 I GG zuzubilligen. Auch die 
Zivilrechtsprechung rekurriert beim unternehmerischen 
Ehrschutz, den sie aus dem Unternehmenspersönlich-
keitsrecht herleitet, teils auf dieses spezielle Grundrecht.58 
Ein Blick auf die Rechtsprechung zeigt jedoch, dass die 
Unterschiede zwischen Ehre und Reputation nicht über-
all wahrgenommen werden. Es wird o", ohne nähere Un-
terscheidung, zwischen den gängigen Anspruchsgrund-
lagen gewählt, um zum üblichen Abwägungsvorgang 
vorzudringen. Auch wenn grundsätzlich die einfachge-
setzliche Ausgestaltung von der verfassungsrechtlichen 
Verankerung zu trennen ist, muss sich jedes allgemeine 
Gesetz, das die Meinungsfreiheit der/des Einzelnen ein-
schränken und ein anderes Verfassungsgut schützen will, 
am Grundgesetz messen lassen. Die Wahl der konkreten 
Verfassungsnorm hat unmittelbaren Ein$uss auf den er-
forderlichen Abwägungsvorgang. Zivilgerichtsentschei-
dungen sollten daher deutlicher voranstellen, ob im zu-
grundeliegenden Fall Ehr- oder Reputationsschutz zu 
prüfen ist. Begehrt eine unternehmerisch tätige natürli-
che oder juristische Person Schutz vor Herabwürdigun-
gen, kann der Schutz der persönlichen Ehre allerdings 
nicht maßgeblich sein. 

Würde die Unterscheidung zwischen Ehre und Reputa-
tion konsequent beachtet, würde sich dies zwingend im 
Abwägungsvorgang niederschlagen. Gerade im Fall des 
unternehmerischen Reputationsschutzes dür"e eine Ab-
wägung beinahe regelmäßig zugunsten der/des sich Äu-
ßernden ausgehen, da die Berufsfreiheit des Art. 12 I 
GG im Gegensatz zur Meinungsäußerungsfreiheit des 
Art. 5 I 1 GG selten überwiegen wird. Unternehmerisches 
Handeln ist stets ö!entlichkeitsbezogen. Bei Meinungs-
äußerungen gilt ein Vorrang der freien Rede grundsätz-
lich dann, wenn es sich um einen Beitrag zum geistigen 
Meinungskampf in einer die Ö!entlichkeit wesentlich 
berührenden Frage durch eine dazu legitimierte Person 
handelt.59 In diesem Kontext hat der BGH bereits ent-
schieden, dass im Kern auch Werturteile über unter-
nehmerisches Handeln ein Beitrag in einer solchen, die 
Ö!entlichkeit wesentlich berührenden Frage sind und 
daher die Zulässigkeitsvermutung auch zugunsten sol-
cher Urteile streitet.60 Bei Äußerungen gegenüber juris-
tischen Personen des ö!entlichen Rechts gilt dies umso 
mehr. Das BVerfG misst der Meinungsfreiheit beson-
deres Gewicht bei, wenn Ehrschutzvorschri"en sich auf 
staatliche Einrichtungen beziehen.61 Steht daher auf Sei-
ten der Betro!enen eine juristische Person des ö!entli-
chen Rechts, muss dies im Rahmen der Abwägung be-
sondere Berücksichtigung #nden.

58 LG Köln vom 18.11.2009, NJOZ 2010, 1233 (1234).
59 St.Rspr. seit BVerfG vom 15.01.1958, BVerfGE 7, 198 (212) – Lüth; 
vgl. auch BVerfG (Kammer) vom 17.12.2002, NJW 2003, 1109 (1111).
60 BGH vom 09.12.1975, NJW 1976, 620 (622).
61 BVerfG vom 10.10.1995, BVerfGE 93, 266 (293).
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Ehre und Reputation sind tatsächlich und rechtlich von-
einander abzugrenzen. Letztere #ndet im wirtscha"li-
chen Verkehr ihren Schutzgrund in der Berufsfreiheit des 
Art. 12 I GG. Ehre im Rechtssinne kann einem Wirt-
scha"sunternehmen daher nicht zukommen. Auch na-
türlichen Personen gebührt kein Ehr-, sondern aus-
schließlich Reputationsschutz, soweit sich Äußerungen 

nur auf deren wirtscha"liche Tätigkeit beziehen. Sucht 
eine Person dahingehenden gerichtlichen Schutz vor He-
rabwürdigungen, ist die Meinungsäußerungsfreiheit nur 
gegenüber der Berufsfreiheit abzuwägen. Erstere wird 
aufgrund der Ö!entlichkeitsbezogenheit unternehmeri-
schen Wirkens regelmäßig überwiegen.

Reinhard Merkel*

Plagiate und Wissenschaft. Ein Dialog

A: Lassen Sie mich in Ruhe, ich will nichts mehr hören. 
Plagiat! Haben und hatten wir keine anderen Sorgen? 
Jaja, ich weiß, vox populi, noch vor Wochen aus Hunder-
ten von Leserbriefspalten und Internet-Foren quellend – 
aber ich sage Ihnen: sie hatte recht. Auch damit übrigens, 
dass die Quali#kation eines Politikers mit seiner Dis-
quali#kation als Akademiker nichts zu scha!en hat.

B: Ich staune. Sie verzeihen, wenn ich Ihr Argument 
ein wenig transparenter mache: Mindestens ein Fünf-
tel von 475 Seiten einer Dissertation plagiiert – rechne 
ich richtig, so sind das 95 ohne Nachweis abgeschriebe-
ne Seiten. Plagiate sind, so heißt es schon seit der An-
tike, eine Art geistiger Diebstahl. Nehmen wir, gegen 
allerlei Wahrscheinlichkeiten, einmal an, der ehema-
lige Verteidigungsminister habe ein Vermögen von ge-
nau 475.000 Euro. Nun kommt ans Licht, dass er da-
von 95.000 Euro gestohlen hat. Käme Ihnen dann der 
wegwerfende Hinweis aus den höheren Rängen der Re-
gierungspartei, die Welt habe andere Sorgen, oder die 
Auskun" der Bundeskanzlerin, er sei nicht als Vermö-
gensverwalter, sondern als Verteidigungsminister be-
rufen worden, ebenfalls plausibel vor? Als Akademiker 
disquali#ziert ist Herr zu G. ja nicht aus Gründen der 
Wissenscha", sondern weil sein Verhalten einen Cha-
rakterdefekt entblößt hat, dessen Struktur der typischen 
Disposition von Dieben zum Verwechseln ähnlich sieht. 
Meinen Sie nicht, dass ein solcher Defekt auch auf jede 
andere ö!entliche Funktion seines Inhabers einen Schat-
ten wir", und auf die eines Bundesministers jedenfalls?

A: Was für ein hinkender Vergleich! Sie sind doch Ju-
rist! Muss ich Ihnen erklären, welchen Sinn es hat, dass 
Gegenstand eines Diebstahls nur eine bewegliche Sache 

 * Herr Prof. Dr. Reinhard Merkel ist Professor für Strafrecht und 
Rechtsphilosophie an der Fakultät für Rechtswissenscha" der Univer-
sität Hamburg. 

sein kann? Dem Bestohlenen wird der Besitz seines Ei-
gentums vollständig entzogen und damit jede Möglich-
keit, es zu verwenden. Und „Plagiatsopfern“? Sie hören 
die Anführungszeichen mit? Welches frühere Zitat aus 
all den Literaturstellen, die Herr zu G. ohne Nachweis 
verwendet hat, wäre denn dadurch getilgt, welches künf-
tige, wo und durch wen immer, vereitelt worden? Was ge-
nau ist den Verfasser/innen der benutzten Texte eigent-
lich abhanden gekommen? Stünden denn, wenn Herr zu 
G. seine Dissertation nie geschrieben hätte, die plagiier-
ten Autor/innen im Hinblick auf jederlei Erträge aus ih-
ren Texten in irgendeinem Sinne besser da als ohne den 

„Diebstahl“? Vom windfall pro#t für ihre Publizität, den 
ihnen die Medienpropaganda seinerzeit abgeworfen hat, 
ganz abgesehen.

B: Spielen Sie jetzt den Indolenten oder wollen Sie mir 
wirklich die Idee nahe legen, was jemandem von seinem 
eigenen Gut unrechtmäßig entwendet werden könne, sei 
dessen handfester Besitz und sonst nichts? Warten Sie – 
darf ich Ihnen etwas vorlesen? Hier: „Selbst das Plagiat, 
welches ein Schri"steller an Verstorbenen verübt, ob es 
zwar die Ehre des Verstorbenen nicht be$eckt, sondern 
diesem nur einen &eil derselben entwendet, wird doch 
mit Recht als Läsion desselben (Menschenraub) geahn-
det.“ Eine Verletzung, heißt das, des Menschen selbst, 
seiner Individualität, ja seiner Identität, nämlich der des 
Autors oder der Autorin als denkender, schreibender, ge-
staltender und damit auch sich selbst formender Person.

A: Was für ein falsches Pathos! Wer redet so?

B: Nun – ich. Aber ich lege Ihnen nur den zitierten Satz 
aus, und der ist von Immanuel Kant, Metaphysik der Sit-
ten, Rechtslehre, beiläu#g ein Text, dem man sonst kein 
falsches Pathos bescheinigt. Ich weiß, was Sie sagen wol-
len: „Menschenraub“ sei bloß die Übersetzung des la-
teinischen „plagium“, und dessen Transfer als schiefe 


